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Schriftliche Frage an die Bundesregierung im Monat November 2016 
Frage Nr. 261 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 

seitens der Bundesregierung beantworte ich die Frage wie folgt: 

Frage Nr. 261 
Für den Export welcher Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgüter in den Su-
dan hat die Bundesregierung im Jahr 2016 Genehmigungen erteilt (bitte auf-
schlüsseln nach Wert, Rüstungsgut und Endempfänger im Sudan)? 

Die Bundesregierung hat im Jahr 2016 keine Genehmigungen für Kriegswaffen in 

den Sudan erteilt. 

Im Bereich der sonstigen Rüstungsgüter wurde seit dem 1. Januar 2016 folgende 

Genehmigung im Gesamtwert von 169.000 Euro erteilt: 

Güterbeschreibung Endempfänger Wert in Euro 

Sondergeschützter Geländewagen Botschaft eines EU- 169.000 
mit Ersatzteilen und Serviceleistun- Mitgliedsstaates 
gen 

Die Bundesregierung verfolgt eine restriktive Rüstungsexportpolitik. Über die Ertei- 

lung von Genehmigungen für Rüstungsexporte entscheidet die Bundesregierung im 
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beziehung außen- und sicherheitspolitischer Erwägungen. Grundlage hierfür sind die 

‚Politischen Grundsätze der Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen und 

sonstigen Rüstungsgütern" aus dem Jahr 2000, der „Gemeinsame Standpunkt des 

Rates der Europäischen Union vom 8. Dezember 2008 betreffend gemeinsame Re-

geln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und Militärgütern" und der 

Vertrag über den Waffenhandel. 
Der Beachtung der Menschenrechte wird bei Rüstungsexportentscheidungen ein be-

sonderes Gewicht beigemessen. Aktuelle Entwicklungen werden in die Entschei-

dungsfindung einbezogen; es findet immer eine differenzierte und sorgfältige Einzel-

fallprüfung statt. Die Bundesregierung verfolgt die Entwicklungen in der entspre-

chenden Region genau und berücksichtigt sie im Rahmen ihrer Genehmigungspra-

xis. 

Mit freundlichen Grüßen 
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